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Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht des Vaters
[bookmark: AMLoesungEnde]Problemstellung
In den Geburtsmitteilungen 031010 und 031011 (vgl. Abschnitte 5.5.1 und 5.5.2) werden Angaben über Mutter, Vater und Kind an die Meldebehörden übermittelt. Mit Hilfe dieser Angaben wird im Melderegister das Kind als beigeschriebene Person im Datensatz der Mutter (DSMeld-Felder 1601ff) eingetragen bzw. im Datensatz des Vaters nachgetragen.
Da allerdings Angaben über das Sorgerecht des Vaters sowohl in der 031010 als auch in der 031011 fehlen, können für das Kind die gesetzlichen Vertreter (DSMeld-Felder 0902ff) nicht in allen Fällen vollständig eingetragen werden. In den Meldebehörden führt dies bspw. bei nicht verheirateten Eltern dazu, dass Nachforschungen über das Sorgerecht des auswärtig gemeldeten Vaters angestellt werden müssen.
Lösung
Die im Standesamt vorliegenden Informationen zum Sorgerecht eines Vaters unterliegen folgenden Einschränkungen:
· Das Standesamt kann nur den Kenntnisstand mitteilen, der zum Zeitpunkt der Beurkundung durch die Anzeigenden mitgeteilt wird.
· Änderungen werden dem Standesamt nicht mitgeteilt. Es erfolgt auch keine Fortschreibung/Korrektur der Daten im Standesamt. 
· Das Sorgerecht ist nicht Gegenstand der Beurkundung.
· Angaben zum Sorgerecht werden nicht im Personenstandsregister gespeichert.
Zurzeit besteht eine Diskrepanz zwischen der PStG-VwV und dem Vorgehen nach XPersonenstand. 
· Laut PStG-VwV (Nr. 68.1.1 (3)) erfolgt die Mitteilung an die MB des Vaters nur, wenn der Vater das Sorgerecht hat. 
· XPersonenstand besagt in Abschnitt 5.3.1, dass  auch immer eine Mitteilung an die MB des Vaters zu erfolgen hat. Dies ermöglicht den Meldebehörden die Eintragung des Kinds als beigeschriebene Person im Datensatz des Vaters, aber keine Aussagen über das Sorgerecht des Vaters.
Beim Vorgehen nach PStG-VwV würde die Aussage über das Sorgerecht implizit durch Übermittlung der Nachricht getroffen. Bei auswärtigen Vätern wäre eine Eintragung des Kindes jedoch nicht durch Angaben des Standesamtes möglich, da die Meldebehörde des Vaters ohne Sorgerecht keine Nachricht erhält. 
Der CR wurde gemeinsam mit Vertretern aus dem Meldewesen bearbeitet. Dabei wurde festgelegt, dass die Mitteilung über die Geburt des Kindes unabhängig vom Sorgerecht auch an die Meldebehörde des Vaters adressiert werden soll, um das Kind in jedem Fall als beigeschriebene Person im Datensatz des Vaters eintragen zu können. Eine explizite Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht soll nicht erfolgen, da durch eine Übermittlung dieser die Vorgehensweise der Meldebehörden nach BMG-VwV Nr. 3.1.9 unter den o.g. Einschränkungen weder abgenommen noch erleichtert würde.
Die notwendige Anpassung der PStG-VwV wird nach durch das BMI im Zuge der nächsten Überarbeitung erfolgen. 
In den Abschnitten 5.5.1.1 „Mitteilung einer Geburtsbeurkundung“ und 5.5.2.1 „Mitteilung aufgrund einer Vaterschaftsfeststellung“ in der Dokumentation der Nachrichten eine Ergänzung aufgenommen, die klarstellt, dass eine Mitteilung an die Meldebehörde des Vaters ungeachtet des Sorgerechts erfolgt und daher keine Rückschlüsse auf das Sorgerecht allein aufgrund der Tatsache der Übermittlung möglich sind.
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Problembeschreibung bei Erfassung
In den Geburtsmitteilungen 031010 und 031011 werden Angaben über Mutter, Vater und Kind übermittelt. Mit Hilfe dieser Angaben wird das Kind als beigeschriebene Person bei Mutter und Vater (DSMeld-Felder 1601ff) eingetragen bzw. beim Vater nachgetragen. Da allerdings Angaben über das Sorgerecht des Vaters sowohl in der 031010 als auch in der 031011 fehlen, können für das Kind die gesetzlichen Vertreter (DSMeld-Felder 0902ff) nicht in allen Fällen eingetragen werden. In den Meldebehörden führt dies bspw. bei nicht verheirateten Eltern dazu, dass Nachforschungen über das Sorgerecht des Vaters angestellt werden müssen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Es sollen Angaben über das Sorgerecht des Vaters zum Zeitpunkt der Geburtsbeurkundung in die Nachricht 031010 aufgenommen werden bzw. auch in die Nachricht 031011, soweit diese Informationen zum Zeitpunkt der Nachbeurkundung vorliegen. 
Bearbeitungsschritte
Bewertung durch: Gerhard Bangert / KoSIT (Weber)	2016-11-09
Nr. 68.1.1 PStG-VwV regelt welche Meldebehörden in Abhängigkeit zu den Sorgerechtsverhältnissen zu adressieren sind. Es sollte darauf hingewirkt werden, dass die Vorgaben aus XPersonenstand und PStG-VwV zueinander passen. 
Es ist zu prüfen, ob es rechtlich zulässig ist, Angaben zum „Sorgerecht“ zu übermitteln. Laut § 17 Abs. 4 BMG wird den Meldebehörden nur die Beurkundung sowie die Änderung des Personenstandes einer Person übermittelt. 
Bewertung durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Es ist bereits geplant, diese Angaben für Mutter und Vater im Fachverfahren zu erheben. Die Spezifikation soll entsprechend erweitert werden.
Hinsichtlich der Rechtsgrundlage wird auf § 62 Abs. 4 PStV verwiesen.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat (CAB)	2017-01-16
Der CAB hat diesen CR bei der Arbeitsplanung wie folgt berücksichtigt:
Auszug aus dem Protokoll:
„Die Änderungsanträge zur Verbesserung des Datenaustausches mit den Meldebehörden werden von der KoSIT vorgestellt. 
Bezüglich der Übermittlung der Angaben zum Sorgerecht und zur Staatsangehörigkeit des Vaters wird die Befürchtung geäußert, dass mit der Übermittlung zum Zeitpunkt der Geburt der Anspruch verbunden sein könnte, nachträgliche Änderungen an diesen Angaben ebenfalls zu übermitteln. 
Beschluss: 
Der Bearbeitung der Änderungsanträge zur Verbesserung des Datenaustausches mit den Meldebehörden wird zugestimmt. 
Bzgl. der Angaben zum Sorgerecht und zur Staatsangehörigkeit muss sichergestellt bleiben, dass nur die Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Geburt übermittelt wird und das eine Korrektur/Berichtigung dieser Angaben ausgeschlossen ist.
Priorität 1
[…]“
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-02-15
Die Meldebehörden benötigen die Angabe zum Sorgerecht des Vaters, da beim Kind nicht die Eltern sondern nur die gesetzlichen Vertreter als beigeschriebene Personen gespeichert werden, d. h. eine Verbindung zum Vater nur hergestellt wird, wenn das Sorgerecht besteht.
Bei der Sichtung des CR (Bearbeitung vom 9.11.2016) wurde festgestellt, dass ein Widerspruch in den Regelungen der VwV und von XPersonenstand vorliegt.
· Laut PStG-VwV (Nr. 68.1.1 (3)) erfolgt die Mitteilung an die MB des Vaters nur, wenn der Vater das Sorgerecht hat.
· Laut XPersonenstand (5.3.1) erfolgt immer auch eine Mitteilung an die MB des Vaters. Dies ermöglicht den Meldebehörden die Eintragung des Kinds als beigeschriebene Person des Vaters.  
Beim Vorgehen nach VwV würde die Aussage über das Sorgerecht implizit durch Übermittlung der Nachricht getroffen. Bei auswärtigen Vätern wäre eine Eintragung des Kindes nicht durch Angaben des Standesamtes möglich. 
Herr Bockstette klärt BMI-intern, welches Vorgehen im BMI präferiert wird. 
In den Standesämtern ist das Vorgehen zur „Feststellung des Sorgerechts“ wie folgt: 
1. Bei ehelichen Kindern: gemeinsame Sorge der verheirateten Eltern
2. Bei unehelichen Kindern: Sorgerecht bei der Mutter, außer es liegt eine Erklärung zur gemeinsamen Sorge der Eltern vor.
Die geplante Übermittlung des Sorgerechts durch das Standesamt kann immer nur den Stand beim Standesamt zum Zeitpunkt der Beurkundung abbilden. Insbesondere werden auch keine Änderungen des Sorgerechts an die Meldebehörden übermittelt.
Mit den Vertretern der Meldebehörden soll in EG17-04 daher auch über die Belastbarkeit der Angaben zum Sorgerecht gesprochen werden und dann gemeinsam entschieden werden, ob eine Übermittlung der Angabe sinnvoll ist. 
Offene Fragen: 
· Ist die Angabe zum Sorgerecht des Vaters auch bei nachträglichen Vaterschaftsanerkennungen (031011) sinnvoll/erforderlich? Gibt es Vaterschaftsanerkennungen bei denen nicht das Sorgerecht erklärt wird? 
Bearbeitet durch: KoSIT	2017-03-07
Zusammenfassung zu EG 04:
Es bestehen zwei verschiedene Vorgehensweisen bzgl. der Übermittlung von Geburtsnachrichten an die Meldebehörden: 
· PStG-VwV: (68.1.1)
„Die Mitteilung nach § 57 Absatz 1 Nummer 3 der Personenstandsverordnung über die Geburt eines Kindes ist an die Meldebehörde zu richten, 
1. die bei gemeinsamer Sorge und gemeinsamer Wohnung der Eltern für ihre Hauptwohnung,
2. die bei gemeinsamer Sorge und getrennter Wohnung der Eltern für die jeweilige Hauptwohnung der Mutter und des Vaters,
3. die bei alleiniger Sorge eines Elternteils für die Hauptwohnung dieses Elternteils 
zuständig ist. 
Die Mitteilung unterbleibt, wenn dem Standesamt bekannt ist, dass das Kind unmittelbar nach der Geburt in Adoptionspflege genommen und daher nicht in die elterliche Wohnung aufgenommen wurde.“

D.h. eine Mitteilung an eine Meldebehörde des auswärts gemeldeten Vaters erfolgt ausschließlich dann, wenn dieser auch das Sorgerecht für das Kind innehat. Es kann also implizit aus dem Empfang der Nachricht das Sorgerecht des Vaters abgeleitet werden. Im Umkehrschluss ist es aber nicht in allen Fällen möglich, die Verbindung des Vaters zum beigeschriebenen Kind herzustellen. 

· Nach XPersonenstand: (Kapitel 5.3.1)
Die Spezifikation XPersonenstand schreibt hingegen vor, dass bei Geburtsmitteilungen grundsätzlich die Meldebehörde(n) der Eltern zu unterrichten ist (sind). Das bedeutet, dass zwar die Verknüpfung des auswärts gemeldeten Vaters mit dem beigeschriebenen Kind gewährleistet ist, jedoch keine implizite Aussage über das Sorgerecht des Vaters mehr getroffen werden kann. 
Welches ist nach Ihrer Einschätzung das geeignetere Verfahren, um Geburten an die Meldebehörden mitzuteilen?
Es soll eine Erweiterung der Nachrichten an die Meldebehörde um Daten zum Sorgerecht des Vaters erfolgen. Dafür muss klargestellt sein, dass die Übermittlung des Sorgerechts an die Meldebehörden immer nur eine Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Beurkundung darstellt, da das Standesamt das Sorgerecht des Vaters nicht in allen Fällen überprüft (Siehe [2017-02-15 “Feststellung des Sorgerechtes“]), und dies auch nicht seine Aufgabe ist. Ferner speichern die Standesämter die Angaben zum Sorgerecht nicht in ihren Registern und es erfolgt insbesondere auch keine Fortschreibung der Information. 
Für die Übermittlung an die Meldebehörden bedeutet dies, dass keine Garantie für die Belastbarkeit der Informationen gegeben werden kann, da sich diese bereits kurz nach Beurkundung ändern können und die Standesämter keine Änderungsmitteilungen bezgl. des Sorgerechtes übermitteln.
Ist eine Übermittlung des Sorgerechts des Vaters unter den genannten Bedingungen Ihrer Meinung nach sinnvoll? 

Bearbeitet durch: Meldewesen	2017-03-28
Die Umlaufbefassung von Vertretern des Meldewesens mit dem CR im Vorfeld des EG 17-04 ergab folgendes:
Die Vertreter aus dem Meldewesen sprechen sich generell für Übermittlung des Sorgerechts aus. Die im CR benannten Einschränkungen, dass es sich um eine Momentaufnahme handelt und keine Änderungen/Fortschreibungen übermittelt werden können, werden nicht als Problem gesehen. , da diese Informationen von den Jugendämtern übermittelt werden. 
Bezüglich der Art der Übermittlung besteht im Meldewesen Uneinigkeit. Eine Hälfte der Vertreter des Meldewesens befürwortet eher das Vorgehen nach XPersonenstand, da das BMG in § 3 Abs. 1 Nummer 16 eine Speicherung des Kindes beim Vater auch ohne Sorgerecht vorschreibt. Die andere Hälfte befürwortet das Vorgehen nach PStG-VwV Nr. 68.1. und begründet dies teilweise damit, dass nur gesetzliche Vertreter (also Personen mit Sorgerecht) beim Kind gespeichert werden dürfen (§ 3 Abs. 1 Nr. 9 BMG).

Die Rückmeldungen der Vertreter des Meldewesens zum Thema Sorgerecht des Vaters sind in Anlage 1 detailliert aufgenommen. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand / Meldewesen	2017-04-05
Der CR wurde auf der gemeinsamen Sitzung mit Vertretern aus dem Meldewesen (EG 17-04) bearbeitet. 
Das Vorgehen nach PStG-VwV ist nicht praktikabel, da das Vater-Kind-Verhältnis nicht dokumentiert werden kann, wenn der Vater auswärts gemeldet ist und nicht auch das Sorgerecht hat. 
Die Standesämter melden die Geburt eines Kindes nicht verheirateter Eltern an das Jugendamt. Dieses führt das Sorgerechtsregister und wäre die geeignete Stelle für Mitteilungen an die Meldebehörden.
Beschluss:
Die Mitteilung über die Geburt des Kindes soll unabhängig vom Sorgerecht auch an die MB des Vaters adressiert werden, um den Familienverbund in jedem Fall eintragen zu können. Die notwendige Anpassung der PStG-VwV wird durch das BMI im Zuge der nächsten Überarbeitung erfolgen. 
Aus der Übermittlung lassen sich keine Schlüsse auf das Sorgerecht des Vaters ziehen. Eine explizite Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht soll nicht erfolgen.
Aufgrund der Einschränkungen seitens der Standesämter:
· Das Standesamt kann nur den Kenntnisstand mitteilen, der zum Zeitpunkt der Beurkundung durch die Anzeigenden mitgeteilt wird.
· Änderungen werden dem Standesamt nicht mitgeteilt. Es erfolgt keine Fortschreibung/Korrektur der Daten im Standesamt. 
· Das Sorgerecht ist nicht Gegenstand der Beurkundung.
· Angaben zum Sorgerecht werden nicht im Personenstandsregister gespeichert.
würde der Meldebehörde durch eine Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht die Vorgehensweise nach BMG-VwV Nr. 3.1.9 weder abgenommen noch erleichtert.
Damit ist der CR verworfen.
Bearbeitet durch: KoSIT/Vahjen	2017-04-24
Entgegen des Beschlusses des EG, den CR zu verwerfen wurde in den Abschnitten 5.5.1 „Mitteilung einer Geburtsbeurkundung“ und 5.5.2 „Mitteilung aufgrund einer Vaterschaftsfeststellung“ in der Dokumentation der Nachrichten eine Ergänzung aufgenommen, die klarstellt, dass eine Mitteilung an die MB des Vaters ungeachtet des Sorgerechts erfolgt und daher keine Rückschlüsse auf das Sorgerecht allein aufgrund der Tatsache der Übermittlung möglich sind.
Die Aufnahme dieses Passus ist von den Vertretern des Meldewesens zu bestätigen.
Eintrag für die Versionshistorie
Kapitel StA2MB:
CR 120/2016: Es wurde eine Klarstellung in den Abschnitten 5.5.1.1 „Mitteilung einer Geburtsbeurkundung“ und 5.5.2.1 „Mitteilung über die Feststellung der Vaterschaft an die Meldebehörde“ aufgenommen, die besagt, dass eine Nachricht unabhängig vom Sorgerecht des Vaters an die Meldebehörde des Vaters übermittelt werden muss und somit keine Rückschlüsse auf das Sorgerecht allein durch die Übermittlung der Nachricht möglich sind.
Bearbeitet durch: Meldewesen	2017-05-03
Die Umlaufbefassung der Vertreter des Meldewesens mit den Ergebnissen ergab keine Änderungsbedarfe zu diesem CR.
Damit ist der CR abgeschlossen.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-11
Die AG Test stellt fest: Der CR ist korrekt umgesetzt. Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Testsuite.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Die Lösungen dieser Änderungsanträge decken die Anforderungen der Problemstellungen ab und sind rechtskonform.
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